
 

 

Bebauungsplan 07.32.00 

- Schlutuper Straße / Lauerhofer Feld - 

TEIL B - Text 

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA-1 bis WA-15 sind die Ausnahmen nach 

§ 4 Abs. 3 Nr. 1 – 5 BauNVO unzulässig. (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

1.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA-1 bis WA-15 sind Ferienwohnungen im Sinne des 

§ 13a BauNVO unzulässig. 

1.3 In den allgemeinen Wohngebieten WA-2, WA-6, WA-7, WA-8, WA-9, WA-10, WA-11, 

WA-12, WA-13, WA-14 und WA-15 sind Anlagen für sportliche Zwecke nur ausnahmsweise 

zulässig. (§ 1 Abs. 5 BauNVO) 

1.4 In den Allgemeinen Wohngebieten WA-12, WA-13 und WA-14 sind Räume für freie Berufe 

nur ausnahmsweise zulässig. (§ 1 Abs. 5 BauNVO) 

1.5 Im sonstigen Sondergebiet wird die Nutzung Parkhaus festgesetzt, zulässig sind Park- und 

Stellplätze, Lagerräume für das ausschließlich dem Quartier zugeordnete Postdepot sowie 

mit der Nutzung verbundene Verwaltungs-, Büro- und Technikräume. 

1.6 Auf der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kirchliche Einrichtungen“ sind 

Einrichtungen für seelsorgerische, soziale und kulturelle Zwecke zulässig. 

1.7 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte ist eine 

Kindertagesstätte sowie ausnahmsweise untergeordnet Einrichtungen für soziale und kul-

turelle Zwecke zulässig. 

1.8 In der öffentlichen Grünanlage mit der Bezeichnung ÖG 1 sind auch Anlagen zur Regen-

wasserbeseitigung zulässig  

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1 Innerhalb der Wohngebiete WA-1 bis WA-15, der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbe-

stimmung Kindergarten/Kindertagestätte sowie des Sondergebiets Quartiergarage ist der 

Bau von Kellergeschossen nicht zulässig. Als Kellergeschosse gelten alle Geschosse de-

ren Fußbodenoberkante mehr als 25 cm unterhalb der Geländeoberfläche liegt. Im Sonder-

gebiet Quartiersgarage darf die Fußbodenoberkante ausnahmsweise bis zu 50 cm unter-

halb der Geländeoberfläche liegen. (§ 16 Abs. 5 BauNVO) 

2.2 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-12, WA-13 und WA-14 darf die 

GRZ für Grundstücke ohne Grenzabstand (Mittelhaustypen) bis 0,5 betragen. Die Breite 

der einzelnen Reihenhäuser muss mindestens 6,0 m betragen. (§9 (3) BauGB) 

2.3 In den allgemeinen Wohngebieten sind Nichtvollgeschosse als Staffelgeschosse oberhalb 

des obersten zulässigen Geschosses nur auf den folgenden Bauflächen zulässig: 

Im allgemeinen Wohngebiet WA-1 ist oberhalb der Gebäude(teile) deren Geschosshöhe 

auf maximal III Vollgeschosse festgesetzt ist, ein zusätzliches Staffelgeschoss als Nicht-

vollgeschoss zulässig. Die Außenwände der Staffelgeschosse müssen an den Gebäude-

längsseiten um mindestens 2 m hinter der Außenwand des darunterliegenden Vollgeschos-

ses zurücktreten. 

In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-3, WA-4 und WA-5 ist ober-

halb der Gebäude(teile) deren Geschosshöhe auf maximal III Vollgeschosse festgesetzt 

ist, ein zusätzliches Staffelgeschoss als Nichtvollgeschoss zulässig. Die Außenwände der 
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Staffelgeschosse müssen nach Süden bzw. Westen an der Gebäudelängsseite um min-

destens 2 m hinter der Außenwand des darunterliegenden Vollgeschosses zurücktreten. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA-8, WA-9 und WA-10 ist oberhalb der Gebäude-

(teile) deren Geschosshöhe auf maximal II Vollgeschosse festgesetzt ist, ein zusätzliches 

Staffelgeschoss als Nichtvollgeschoss zulässig. Die Außenwände der Staffelgeschosse 

müssen nach Süden um mindestens 2 m hinter der Außenwand des darunterliegenden 

Vollgeschosses zurücktreten. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA-2, WA-7 und WA-11 ist oberhalb des maximal zu-

lässigen Vollgeschosses, ein zusätzliches Staffelgeschoss als Nichtvollgeschoss zulässig. 

Die Außenwände der Staffelgeschosse müssen nach Süden um mindestens 2 m hinter der 

Außenwand des darunterliegenden Vollgeschosses zurücktreten. 

Auf allen anderen Bauflächen sind Nichtvollgeschosse unzulässig. 

(§ 18 BauNVO) 

2.4 Überdachte Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, von de-

nen Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, sind in einem Abstand von weniger als 

20,0 m von der nördlichen Grenze des Geltungsbereichs unzulässig. 

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 3 Satz 3 i.V.m. Abs. 2 Satz 3 BauNVO) 

3.1 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-1, WA-3, WA-4 und WA-5 so-

wie WA-8, WA-9 und WA-10 kann ausnahmsweise ein Überschreiten der Baugrenzen 

durch untergeordnete Gebäudeteile wie Wintergärten, Erker und Balkone bis zu einer Tiefe 

von 2,5 m zugelassen werden, sofern der Anteil der vortretenden Gebäudeteile 40 % der 

Breite der jeweiligen Außenwand nicht überschreitet. 

4. Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

4.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA-1, WA-3, WA-4, WA-5, WA-8, WA-9, WA-10, 

WA-12, WA-13 und WA-14 sind Müllabstellanlagen außerhalb der für Müllsammelplätze 

festgesetzten Flächen unzulässig. 

4.2 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-2, WA-6, WA-7, WA-11 und 

WA-15 ist innerhalb der privaten Erholungsgärten je Garten (nur) ein Geräteschuppen mit 

einer Grundfläche von jeweils höchstens 15 m² Grundfläche zulässig. 

4.3 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-12, WA-13 und WA-14 ist in-

nerhalb der privaten Erholungsgärten je Garten (nur) ein Geräteschuppen mit einer Grund-

fläche von jeweils höchstens 10 m² Grundfläche zulässig. 

5. Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten (§ 9 Abs. 1 Nr.6 BauGB) 

5.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA-12, WA-13 und WA-14 ist maximal eine Wohnein-

heit je Doppelhaushälfte bzw. Reihenhaus zulässig. 

5.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA-2, WA-6, WA-7, WA-8, WA-9, WA-10, WA-11 und 

WA-15 sind maximal zwei Wohneinheiten je Doppelhaushälfte/ Reihenhaus zulässig. 

6. Stellplätze, Garagen, Tiefgaragen (§ 12 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr.4 BauGB) 

6.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA-1, WA-3, WA-4 sowie WA-5 sind Stellplätze, Gara-

gen und Carports unzulässig. Sie sind nur innerhalb der Quartiersgarage zulässig. 

6.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA-8, WA-9, WA-10, WA-12, WA-13 und WA-14 sind 

Stellplätze nur innerhalb der zugeordneten Sammelstellplatzanlage zulässig. 

6.3 In den allgemeinen Wohngebieten WA-2, WA-6, WA-7, WA-11 und WA-15 ist maximal ein 

Stellplatz je Doppelhaushälfte auf dem Grundstück zulässig. 

6.4 Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Quartiersgarage dürfen nur Stellplätze und 
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Parkplätze untergebracht werden, die im Zusammenhang mit den im gesamten Bebau-

ungsplangebiet zulässigen Nutzungen stehen. Ausnahmsweise können Stellplätze für die 

Nutzer der Grundstücke Schlutuper Straße 35 und 37 zur Verfügung gestellt werden. 

7. Anschluss der Grundstücke an die öffentlichen Verkehrsflächen 

7.1 Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete mit der Bezeichnung WA- 2, WA-6, WA-7, WA-11 

und WA-15 ist je Grundstück nur eine Zufahrt in einer Breite von maximal 3,5 m zulässig. 

8. Anzahl von Pkw- und Fahrräderabstellplätzen 

8.1 Der Stellplatznachweis erfolgt gemäß folgender Vorgabe: 

Gebäude Anzahl Stellplätze 

Einfamilienhäuser 

Doppelhaus /Reihenhaus 1 St  

Mehrfamilienhäuser 

unter 50 m² Wohnfläche 0,5 St 

ab 50 m² Wohnfläche 0,7 St 

ab 80 m² Wohnfläche 1 St 

(Für alle anderen Nutzungen wird der erforderliche Stellplatzbedarf im Baugenehmigungsverfahren 
nach den üblicherweise für die betreffende Nutzung verwendeten Richtwerten ermittelt.) 

8.2 Der Stellplatznachweis für Fahrräder erfolgt gemäß folgender Vorgabe: 

Gebäude Anzahl Stellplätze 

Einfamilienhäuser 

Doppelhaus /Reihenhaus kein Nachweis erforderlich 

Mehrfamilienhäuser 

1-2 Zimmer je WE 1 FSt 

3-4 Zimmer je WE 2 FSt 

ab 5 Zimmer je WE 3 FSt 

(Hinweis: Für alle anderen Nutzungen wird der erforderliche Bedarf an Abstellplätzen für Fahrräder 
im Baugenehmigungsverfahren nach den üblicherweise für die betreffende Nutzung verwendeten 
Richtwerten ermittelt.) 

8.3 Fahrradabstellplätze für Bewohner:innen und Mitarbeiter:innen sind an verschließbaren 

und komfortabel erreichbaren Orten herzustellen, ebenerdig, über einen Aufzug, über eine 

Rampe oder über eine ausreichend breite Treppe mit angemessener Steigung und Schie-

berinne erreichbar, mit ausreichender Beleuchtung über Bewegungsmelder und ohne 

selbstschließende Türen (bzw. Verschließen nur mit zeitlicher Verzögerung). Fahrradab-

stellplätze für Besucher:innen sind frei zugänglich und möglichst in der Nähe der Hausein-

gänge vorzusehen. 
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9. Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14) 

9.1 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-1, WA-3, WA-4, WA-5 ist das 

auf Dachflächen, Terrassen-, Stellplatz- und Wegeflächen sowie auf untergeordneten Ne-

benanlagen anfallende Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken in Rigolen zurück-

zuhalten und zu versickern. Für die Bemessung der Entwässerungsanlagen ist gemäß den 

Empfehlungen des Arbeitsblattes DWA-A 138 (Anlagen zur Versickerung von Nieder-

schlagswasser) das fünfjährige Regenereignis heranzuziehen. 

9.2 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-2, WA-7 und WA-11 sowie auf 

der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Kita ist das auf Dachflächen, Ter-

rassen-, Stellplatz- und Wegeflächen sowie auf untergeordneten Nebenanlagen anfallende 

Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken in Mulden und/oder Rigolen zurückzuhal-

ten und zu versickern. Für die Bemessung der Entwässerungsanlagen ist gemäß den Emp-

fehlungen des Arbeitsblattes DWA-A 138 (Anlagen zur Versickerung von Niederschlags-

wasser) das fünfjährige Regenereignis heranzuziehen. 

9.3 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-8, WA-9 WA-10, WA-12, 

WA-13, WA-14 ist das auf Dachflächen, Terrassen-, Stellplatz- und Wegeflächen sowie auf 

untergeordneten Nebenanlagen anfallende Niederschlagswasser in Rigolen unterhalb der 

jeweils zugeordneten Sammelstellplatzanlage zurückzuhalten und zu versickern. Für die 

Bemessung der Entwässerungsanlagen ist gemäß den Empfehlungen des Arbeitsblattes 

DWA-A 138 (Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) das fünfjährige Regen-

ereignis heranzuziehen. 

9.4 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-6 und WA-15 ist das auf Dach-

flächen, Terrassen-, Stellplatz- und Wegeflächen sowie auf untergeordneten Nebenanla-

gen anfallende Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken zu sammeln und in einer 

Mulde im Grünstreifen nördlich des Grundstückes zurückzuhalten bzw. zu versickern. Für 

die Bemessung der Entwässerungsanlagen ist gemäß den Empfehlungen des Arbeitsblat-

tes DWA-A 138 (Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) das fünfjährige Re-

genereignis heranzuziehen. 

9.5 Im Sondergebiet mit der Bezeichnung Quartiersgarage ist das auf Dachflächen, Stellplatz- 

und Wegeflächen sowie auf untergeordneten Nebenanlagen anfallende Niederschlagswas-

ser auf dem Baugrundstück zu sammeln und in einer Mulde im Grünstreifen nördlich des 

Grundstückes zurückzuhalten bzw. zu versickern. Für die Bemessung der Entwässerungs-

anlagen ist gemäß den Empfehlungen des Arbeitsblattes DWA-A 138 (Anlagen zur Versi-

ckerung von Niederschlagswasser) das fünfjährige Regenereignis heranzuziehen. 

9.6 Das auf den Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung anfallende Nieder-

schlagswasser ist in den straßenbegleitenden Retentionstiefbeeten und Rinnen aufzufan-

gen, der mittigen Grünfläche zu zuführen und in Mulden zu versickern. Für die Bemessung 

der Entwässerungsanlagen ist gemäß den Empfehlungen des Arbeitsblattes DWA-A 138 

(Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) das zehnjährige Regenereignis her-

anzuziehen. 

9.7 In den allgemeinen Wohngebieten WA-1, WA 2, WA-3, WA-4, WA-7, WA-8, WA-9, WA-11, 

WA-12, WA-13 und der Gemeinbedarfsfläche Kindergarten/ Kindertagestätte sind die 

Dachflächen zur Zurückhaltung von Regenwasser als Retentionsflächen auszubilden. Der 

Abflussbeiwert darf max. 0,5 betragen.  

9.8 In den allgemeinen Wohngebieten WA- 5, WA-6 WA-10, WA-14, WA-15 und im Sonderge-

biet Quartiersgarage sind die Dachflächen zur Zurückhaltung von Regenwasser als Re-

tentionsflächen auszubilden. Der Abflussbeiwert darf max. 0,2 betragen.  
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10. Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 b BauGB) 

10.1 Die in der Planzeichnung als Notwasserwege festgesetzten Flächen sind dauerhaft herzu-

richten und soweit von Bebauung und Bewuchs freizuhalten, dass der Abfluss des Regen-

wassers nach Starkregen gewährleistet ist. 

11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

11.1 Insgesamt 91.720 m² der Ausgleichsfläche an der Grinau aus dem Kompensationspool der 

Hansestadt Lübeck mit dem Entwicklungszielen mesophiles Extensivgrünland, Sukzession 

und Gehölz in der Gemarkung Niendorf Moorgarten, Flur 4, Flurstück 10, 44/11 und 79 tlw. 

und Flur 5, Flurstücke 8/1, 41 und 45 tlw. werden dem geplanten Wohnquartier insgesamt 

zugeordnet. (Siehe Nebenzeichnung 2) 

11.2 Oberirdische Park- und Stellplätze sowie die Zuwegungen auf den Baugrundstücken sind 

nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau (z.B. mit Rasengittersteinen, Rasenfugenstei-

nen, Schotterrasen oder Pflaster mit mehr als 30 % Fugenanteil) zulässig. Auch Wasser- 

und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Verguss 

von Fugen, Asphaltierung oder Betonierung sind unzulässig. 

11.3 Zur Aufnahme von Regenwasser, zur Begrünung und Gliederung sind innerhalb der Ver-

kehrsfläche auf 50 m Länge mind. ein Retentionstiefbeet vorzusehen. Die Tiefbeete sind 

so anzulegen, dass ein Befahren nicht möglich ist. 

12. Maßnahmen zum Artenschutz 

12.1 Anbringen von insgesamt 15 Nischenbrüterkästen als Niststein an den Fassaden innerhalb 

folgender Gebiete: 

5 Nischenbrüterkästen im Sondergebiet Quartiersgarage, 

2 Nischenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-1, 

3 Nischenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-3, 

3 Nischenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-4, 

2 Nischenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-5. 

12.2 Anbringen von insgesamt 15 Höhlenbrüterkästen für Brutvögel innerhalb folgender Ge-

biete: 

5 Höhlenbrüterkästen im Sondergebiet Quartiersgarage, 

2 Höhlenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-1, 

3 Höhlenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-3, 

3 Höhlenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-4, 

2 Höhlenbrüterkästen innerhalb des Wohngebietes WA-5. 

12.3 Amphibiengerechte Gestaltung der mittigen Grünfläche mit der Bezeichnung ÖG-1 sowie 

der Grünfläche südlich des gesetzlich geschützten Landschaftsbestandteils 

Von dem festgesetzten Maßnahmenumfang kann abgewichen werden, wenn der unteren 

Naturschutzbehörde nachgewiesen wird, dass die Maßnahmen teilweise oder vollständig au-

ßerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans, aber im räumlich-funktionalen Zusam-

menhang zum Plangebiet durchgeführt werden. 

13. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs.1 Nr.21) 

13.1 Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte mit der Bezeichnung GFL sind mit einem Gehrecht und 

einem Leitungsrecht zugunsten der Benutzer und Besucher der anliegenden Grundstücke 

zu belasten.  

14. Flächen für Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 

14.1 Anstelle von Gemeinschaftsstellplätzen können auch überdachte Gemeinschaftsstellplätze 
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als Carports errichtet werden. Dies betrifft jeweils nur die gesamte Anlage. 

14.2 Die Flächen G-Abfall sind Gemeinschaftsaufstellflächen nur für unterirdische Abfall- und 

Wertstoffbehälter. Außerhalb dieser Fläche sind in den Wohngebieten mit der Bezeichnung 

WA-1, WA-3, WA-4, WA-5, WA-8, WA-9, WA-10, WA-12, WA-13 und WA-14 Aufstellflä-

chen für Müll- und Wertstoffbehälter unzulässig. 

15. Energieversorgung (§ 9 Abs.1 Nr. 23 b BauGB) 

15.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Dachflächen der Gebäude mindestens zu 

60% mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung von solarer Strahlungsenergie auszustatten. 

Ausgenommen davon sind erheblich beschattete Dachflächen durch festgesetzte Pflanz-

bindungen und Bäume. 

16. Schallschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

16.1 Durch eine geeignete Grundrissgestaltung sind die Aufenthaltsräume der allgemeinen 

Wohngebiete innerhalb des Bereiches zwischen der Schlutuper Straße und der in der Plan-

zeichnung dargestellten Isophone-Linie mit Überschreitung der Orientierungswerte der 

DIN 18005 von 55 dB(A) tags / und 45 dB(A) nachts den lärmabgewandten Gebäudeseiten 

zuzuordnen. Wo dies durch die Gebäudestruktur nicht möglich ist, sind vorrangig die 

Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Wohn-/ Schlafräume in 

Ein-Zimmer-Wohnungen und Kinderzimmer sind dabei wie Schlafräume zu betrachten. 

Für Aufenthaltsräume sowie Wohn-und Schlafräume, die nicht an einer lärmabgewandten 

Gebäudeseite orientiert werden können, sind folgende bauliche Maßnahmen an der Ge-

bäudehülle zu treffen: 

Die Luftschalldämmung von Außenbauteilen ist nach Gleichung 6 der DIN 4109: 2018-01, 

Teil 1 (Kapitel 7.1) zu bestimmen und im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens bzw. des 

Baufreistellungsverfahrens nachzuweisen. Zur Umsetzung von Satz 1 sind die maßgebli-

chen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109-1: 2018-01 und DIN 4109-2: 2018-01 in Anlage 4a 

für schutzbedürftige Räume und in Anlage 4b für Räume, die überwiegend zum Schlafen 

genutzt werden können, festgesetzt. 

Schlafräume deren Außenbauteile mit einer Luftschalldämmung ausgestattet werden müs-

sen, sind mit schallgedämmten Lüftungen zu versehen, falls der notwendige Luftaustausch 

nicht auf andere, nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, geeigneten Weise 

sichergestellt werden kann.  

Von der Festsetzung kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises 

ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an den 

Schallschutz resultieren. 

16.2 In den allgemeinen Wohngebieten mit der Bezeichnung WA-1, WA-4 und WA-5 ist an den 

gekennzeichneten Fassaden mit Überschreitungen des Richtwertes der TA-Lärm von 40 

dB(A) nachts durch eine geeignete Grundrissgestaltung sicherzustellen, dass dort keine 

Schlafräume angeordnet werden. Schlafräume sind somit nur an den lärmabgewandten 

Gebäudeseiten zulässig. Sollte eine Anordnung aller Aufenthaltsräume einer Wohnung an 

den lärmabgewandten Seiten nicht möglich sein, sind ausnahmsweise zur Sicherung des 

Schutzanspruches verglaste Vorbauten vor den Fenstern der Schlafräume auszuführen. 

16.3 Die Außenfassaden innerhalb des Sondergebietes mit der Bezeichnung Quartiersgarage 

sind aus Schallschutzgründen zu den südlich und westlich gelegenen Wohngebäuden mit 

einer mindestens zu 60 % geschlossenen flächigen Verkleidung zu versehen. Außerdem 

ist das Gebäude der Quartiersgarage zu überdachen. 

17. Pflanz- und Erhaltungsbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) und b) BauGB) 

17.1 Auf den Baugrundstücken innerhalb der allgemeinen Wohngebiete mit der Bezeichnung 
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WA-1, WA-3, WA-4, WA-5, WA-8, WA-9 und WA-10 ist je angefangene 400 m² Gartenflä-

che (zu Grunde zu legen ist die Grundstückfläche abzüglich der zulässigen Bebauung) ein 

Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 16 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, zu 

pflanzen und dauerhaft zu erhalten. (Pflanzliste Obstgehölze; Vogelkirsche, Knorpelkir-

sche, Herzkirsche oder Baumhasel).  

17.2 Innerhalb des Plangeltungsbereiches sind an der Schlutuper Straße mindesten 16 Allee-

bäume (Tilia Cordata) mit einem Stammumfang von mindestens 20 cm, gemessen in 1,0 m 

Höhe, zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  

17.3 Im Straßenraum der geplanten Ringstraße sind mindestens 17 großkronige Laubbäume mit 

einem Stammumfang von mindestens 20 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, zu pflanzen und 

zu erhalten. 

17.4 Auf der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung Fußgänger, Radfahrer, Außengast-

ronomie - Platz östlich der St. Philippus Kirche - sind mindestens drei Laubbäume mit einem 

Stammumfang von mindestens 16 cm gemessen in 1,0 m Höhe, zu pflanzen und dauerhaft 

zu erhalten. 

17.5 An der nördlichen Grundstücksgrenze der allgemeinen Wohngebiete WA-6 und WA-15 ist 

eine min. 1,20 m hohe Hecke aus heimischen Laubhölzern zu pflanzen und dauerhaft zu 

erhalten. 

17.6 Die gemeinschaftlichen Stellplatzanlagen sind von mind. 1,20 m hohen Hecken aus heimi-

schen Laubgehölzen einzufassen. Für Zufahrten und Zugänge darf die Hecke - bezogen 

auf die gesamte Länge und alle Unterbrechungen zusammen berücksichtigt - auf maximal 

4 m Länge unterbrochen werden. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten. 

17.7 Die Müllsammelplätze sind an mind. 3 Seiten von mind. 1,20 m hohen Hecken aus heimi-

schen Laubhölzern einzufassen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten. 

17.8 In den allgemeinen Wohngebieten WA-1, WA 2, WA-3, WA-4, WA-7, WA-8, WA-9, WA-11, 

WA-12, WA-13 und der Gemeinbedarfsfläche Kindergarten/ Kindertagestätte sind Dachflä-

chen des jeweils obersten Geschosses als Retentionsgründächer auszubilden und mit ei-

nem min. 8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau und einem künstlichen Stauraum 

für Regenwasser zu versehen und extensiv zu begrünen. Der Abflussbeiwert darf max. 0,5 

betragen. Von einer Dachbegrünung kann in den Bereichen, die der Belichtung, Be- und 

Entlüftung dienen, abgesehen werden. (§ 9 (1) Nr. 25 a) BauGB) 

17.9 In den allgemeinen Wohngebieten WA- 5, WA-6 WA-10, WA-14, WA-15 und im Sonderge-

biet Quartiersgarage sind Dachflächen des jeweils obersten Geschosses als Retentions-

gründächer auszubilden und mit einem min. 8 cm starken durchwurzelbaren Substratauf-

bau und einem künstlichen Stauraum für Regenwasser zu versehen und extensiv zu be-

grünen. Der Abflussbeiwert darf max. 0,2 betragen. Von einer Dachbegrünung kann in den 

Bereichen, die der Belichtung, Be- und Entlüftung dienen, abgesehen werden. (§ 9 (1) Nr. 

25 a) BauGB) 

17.10 Die Wandflächen der Quartiersgarage sind an mind. zwei Seiten durch geeignete Bepflan-

zung zu begrünen. Die Begrünung ist verpflichtend für die der Wohnbebauung zugewand-

ten Gebäudelängsseite vorzusehen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. 

II. BAUGESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 Abs. 3 LBO) 

1. Einfriedigung 

1.1 Einfriedigungen im Plangeltungsbereich dürfen maximal eine Höhe von 1,50 m aufweisen 

und müssen als Hecken aus heimischen Laubgehölzen ausgeführt werden, an deren In-

nenseite ein max. 1,5 m hoher Maschendrahtzaun errichtet werden darf. 



Bebauungsplan 07.32.00 – Schlutuper Straße / Lauerhofer Feld - Teil B - Text 

8/9 

2.  Werbeanlagen/ Warenautomaten 

2.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 

2.2 Werbeanlagen sind zum öffentlichen Raum hin nach Lage, Größe, Form und Material so 

zu wählen, dass die architektonische Gestaltung der Fassaden ergänzt wird. 

2.3 Werbeanlagen dürfen nur soweit in Erscheinung treten, dass das Straßenbild nicht gestört 

wird. 

2.4 Eine Beleuchtung von Werbeanlagen ist so auszuführen, dass sie sich dem Umgebungs-

licht (öffentliche Beleuchtung) nach ihrer Beleuchtungsstärke unterordnet. 

2.5 Warenautomaten sind ausnahmsweise nur innerhalb des allgemeinen Wohngebietes mit 

der Bezeichnung WA-1 und im Sondergebiet zulässig. 

III.  HINWEISE 

A Bauzeitenregelung Naturschutz  

Fäll- und Rodungsarbeiten dürfen gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz nur 

in der Zeit zwischen 1. Oktober und 28./29. Februar durchgeführt werden. 

B Bauzeitenregelung Offenlandbrüter  

Bauarbeiten im Bereich der Ruderalflächen/Brachen werden außerhalb der Brutzeit der Of-

fenlandbrüter durchgeführt, d.h. zwischen Ende August und Mitte März. Während der Brut-

zeit sind Eingriffe nur dann zulässig, wenn kurz vor Beginn der Bauarbeiten durch eine 

Fachperson ein Brutvorkommen ausgeschlossen werden konnte. 

C Mutterboden 

Die anfallenden Mengen an Erdaushub sind sowohl in der Planung als auch in der Ausfüh-

rung grundsätzlich nach Mutterboden bzw. nach Unterboden (Baugrubenaushub) zu tren-

nen und zu beurteilen. Dabei ist das Vernichtungsverbot von Mutterboden 

gem. § 202 BauGB, verbunden mit der gesetzlichen Pflicht zum Schutz des Mutterbodens 

(BBodSchG § 1), zu beachten. 

D Bodenbeschaffenheit 

Wenn bei der Durchführung der Maßnahme Boden vorgefunden wird, der durch seine Be-

schaffenheit (z. B. Fremdbestandteile, Ölverunreinigungen, Verfärbungen, auffälliger Ge-

ruch) eine schädliche Bodenveränderung oder einen Altlastenverdacht vermuten lässt, ist 

der Bereich Umwelt-, Natur und Verbraucherschutz, untere Bodenschutzbehörde, Tel.: 

0451 122-3969 umgehend zu informieren (LBodSchG § 2). 

E Bodenverdichtung 

Bodenverdichtungen sind während der Bauarbeiten auf ein Minimum zu beschränken 

(BBodSchG § 4). Nach Beendigung der Arbeiten sind die natürlichen Bodenfunktionen der 

vorübergehend genutzten Flächen (z. B. Lager- und Baustelleneinrichtungen) wiederher-

zustellen. 

F Richtfunktrasse 

Über den Plangeltungsbereich verläuft eine Richtfunktrasse. Die Platzierung von Baukrä-

nen, die in die Fresnelzone von > 15,0 m über Gelände hineinreichen ist mit der Telefónica 

Germany GmbH & Co. OHG abzustimmen. 

G Archäologie 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können archäologische Funde nicht ausge-

schlossen werden. Vor Beginn von Eingriffen in den Boden ist die obere Denkmalschutz-

behörde (Abt. Archäologie) frühzeitig über den beabsichtigten Beginn der Erdarbeiten zu 

informieren. Funde sind gemäß § 15 des Denkmalschutzgesetztes umgehend zu melden. 
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H Baulärm 

Grundsätzlich sollen im Rahmen von Bauarbeiten folgende Lärmschutzaspekte berücksich-

tigt werden, um die Lärmbelästigung möglichst gering zu halten: Frühzeitige Zusammenar-

beit aller am Bau Beteiligten in Fragen der Baulärmbekämpfung, Berücksichtigung der 

Lärmschutzauflagen in Ausschreibung und Angebot, Einsatz von fortschrittlichen lärmar-

men Bauverfahren und -maschinen, Berücksichtigung des Immissionsrichtwertes für das 

betroffene Gebiet bei der Gestaltung des Bauablaufes, Zusammenlegen lärmintensiver Ar-

beiten mit anschließenden ausreichend langen Lärmpausen, Information der Nachbar-

schaft und der Aufsichtsbehörden über unvermeidbaren, ungewöhnlich hohen Lärm, Ein-

satz von lärmarmen Baumaschinen in besonders schutzbedürftigen Gebieten und bei 

nächtlichem Betrieb. 

I Feinstaub 

Emissionen von Baustellen sind nach dem Stand der Technik durch technische und/oder 

organisatorische Maßnahmen bei Betriebsabläufen soweit wie möglich und zumutbar zu 

reduzieren. Dabei ist neben der Umgebungsnutzung der Baustelle auch deren Betriebszeit-

raum zu berücksichtigen. 

(Alle in den textlichen Festsetzungen genannten DIN- Vorschriften können bei der Stadtverwal-

tung, Mühlendamm 10 – 12, 23552 Lübeck zu den allgemeinen Dienststunden kostenlos einge-

sehen werden.) 


